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dieser Erstattungen 
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A. Problem 

In den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen unterschiedliche 
Regelungen für die Erstattungen bei der Ausfuhr von Zucht- 
tieren. Im Interesse der Vermeidung von Wettbewerbsverzer- 
rungen ist eine Harmonisierung in der Europäischen Gemein- 
schaft notwendig. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt einheitliche Ausfuhrerstattungen 
für Zuchttiere vor. Die Erstattungssätze sollen im Verwaltungs- 
ausschuß-Verfahren festgesetzt werden. Die Details sollen noch 
in einer weiteren Verordnung geregelt werden. 

Einmütige Kenntnisnahme 


C. Alternativen 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde von 
der Präsidentin des Deutschen Bundestages mit 
Schreiben vom 13. September 1973 dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Be- 
ratung überwiesen. Dieser hat den Vorschlag am 
17. Oktober 1973 beraten. 

Bei dem Vorschlag geht es darum, daß für rein- 
rassige Zuchtrinder, -pferde, -Schweine, -schafe und 
-Ziegen die verschiedenen Regelungen der Mitglied- 
staaten über die Gewährung von Erstattungen bei 
der Ausfuhr nach Drittländern harmonisiert werden. 
Diese Harmonisierung ist geboten, um Wettbewerbs- 
verzerrungen im Außenhandel und Störungen auf 
dem Markt der Gemeinschaft zu verhindern. 

Bei den Beratungen im Ausschuß kam das Pro- 
blem zur Sprache, daß der Kommissionsvorschlag 
noch keine genauen Definitionen für Zuchttiere ent- 
halte; dem Vernehmen nach soll dies jedoch durch 
einen modifizierten Kommissionsvorschlag ausge- 
räumt sein, der dem Ausschuß jedoch noch nicht 
vorlag. Einmütig war der Ausschuß der Auffassung, 


daß mit Inkrafttreten der Verordnung in allen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft jegliche substantielle 
Exportförderung zu unterbleiben habe, gleichgültig 
ob sie offen oder verdeckt erfolge. Insbesondere 
wurde hierbei auf die im Grunde gemeinschafts- 
rechtlich unzulässigen indirekten Beihilfen hinge- 
wiesen, wie Transportkostenbeihilfen, Erlaß der 
Veterinärgebühren, Gewährung langfristiger und 
zinsverbilligter Lieferkredite unter anderem im Rah- 
men der Entwicklungshilfe. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Vorschlag mit der Maßgabe zur 
Kenntnis genommen, daß deutscherseits darauf hin- 
gewirkt werden solle, diese in den Mitgliedstaaten 
bisher in mehr oder weniger starkem Maße prakti- 
zierten Exportförderungs-Maßnahmen künftig un- 
möglich zu machen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
mit dieser Maßgabe den Vorschlag der EG-Kommis- 
sion zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 19. Oktober 1973 


Schröder (Wilhelminenhof) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/870 — mit der Maß- 
gabe Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den 
Beratungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß mit Inkrafttreten der vorgeschla- 
genen Verordnung in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft eine offene oder 
verdeckte Exportförderung im Handel mit Zuchttieren unterbleibt. 


Bonn, den 19. Oktober 1973 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Schröder (Wilhelminenhof) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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